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I. Hauptstück 
Allgemeine Bestimmungen 

§ 1 
Allgemeines, Ziele 

(1) Die Erzeugung, Übertragung und Verteilung von elektrischer Energie hat nach den Bestimmungen 
dieses Gesetzes zu erfolgen. 

(2) Die Bestimmungen dieses Gesetzes gelten auch für den Bodensee, soweit dort Hoheitsrechte des 
Landes ausgeübt werden können. 

(3) Dieses Gesetz dient folgenden Zielen: 
 a) der Bevölkerung und Wirtschaft des Landes kostengünstige Elektrizität in hoher Qualität zur 

Verfügung zu stellen; 
 b) eine Marktorganisation für die Elektrizitätswirtschaft gemäß dem EG-Vertrag und den 

Grundsätzen des Elektrizitätsbinnenmarktes zu schaffen; 
 c) das Potential der Kraft-Wärme-Kopplung (KWK) und KWK-Technologien gemäß Anlage II des 

Elektrizitätswirtschafts- und – organisationsgesetzes 2010 als Mittel zur Energieeinsparung und 
Gewährleistung der Versorgungssicherheit nachhaltig zu nutzen; 

 d) durch die Schaffung geeigneter Rahmenbedingungen die Netz- und Versorgungssicherheit zu 
erhöhen und nachhaltig zu gewährleisten; 

 e) die Weiterentwicklung der Erzeugung von elektrischer Energie aus erneuerbaren Energiequellen 
zu unterstützen und den Zugang zum Elektrizitätsnetz für solche Energie zu gewährleisten; 

 f) einen Ausgleich für gemeinwirtschaftliche Verpflichtungen im Allgemeininteresse zu schaffen, 
die den Elektrizitätsunternehmen auferlegt wurden und die sich auf die Sicherheit (einschließlich 
der Versorgungssicherheit), die Regelmäßigkeit, die Qualität und den Preis der Lieferungen sowie 
den Umweltschutz beziehen; 

 g) das öffentliche Interesse an der Versorgung mit elektrischer Energie, insbesondere aus heimischen, 
erneuerbaren Ressourcen, bei der Bewertung von Infrastrukturprojekten zu berücksichtigen. 

§ 2 
Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieses Gesetzes ist 
 1. „Agentur“ die Agentur für die Zusammenarbeit der Energieregulierungsbehörden gemäß 

Verordnung (EG) Nr. 713/2009 zur Gründung einer Agentur für die Zusammenarbeit der 
Energieregulierungsbehörden; 

 2. „Anschlussleistung“ jene für die Netznutzung an der Übergabestelle vertraglich vereinbarte 
Leistung; 

 3. „Ausgleichsenergie“ die Differenz zwischen dem vereinbarten Fahrplanwert und dem 
tatsächlichen Bezug oder der tatsächlichen Lieferung der Bilanzgruppe je definierter Messperiode, 
wobei die Energie je Messperiode tatsächlich erfasst oder rechnerisch ermittelt werden kann; 

                                              
1 Die beabsichtigten Änderungen sind im Korrekturmodus ersichtlich gemacht. 



 4. „Bilanzgruppe“ die Zusammenfassung von Lieferanten und Kunden zu einer virtuellen Gruppe, 
innerhalb derer ein Ausgleich zwischen Aufbringung (Bezugsfahrpläne, Einspeisungen) und 
Abgabe (Lieferfahrpläne, Ausspeisungen) erfolgt; 

 5. „Bilanzgruppenkoordinator“ eine natürliche oder juristische Person oder eingetragene 
Personengesellschaft, die eine Verrechnungsstelle betreibt; 

 6. „Bilanzgruppenverantwortlicher“ eine gegenüber anderen Marktteilnehmern und dem 
Bilanzgruppenkoordinator zuständige Stelle einer Bilanzgruppe, welche die Bilanzgruppe vertritt; 

 7. „dezentrale Erzeugungsanlage“ eine Erzeugungsanlage, die an ein öffentliches Mittel- oder 
Niederspannungs-Verteilernetz (Bezugspunkt Übergabestelle) angeschlossen ist und somit 
Verbrauchernähe aufweist, oder eine Erzeugungsanlage, die der Eigenversorgung dient; 

 8. „Direktleitung“ entweder eine Leitung, die einen einzelnen Produktionsstandort mit einem 
einzelnen Kunden verbindet, oder eine Leitung, die einen Elektrizitätserzeuger und ein 
Elektrizitätsversorgungsunternehmen zum Zwecke der direkten Versorgung mit ihrer eigenen 
Betriebsstätte, Tochterunternehmen und zugelassenen Kunden verbindet; 
Leitungen innerhalb von Wohnhausanlagen gelten nicht als Direktleitung; 

 9. „Einspeiser“ ein Erzeuger oder ein Elektrizitätsunternehmen, der oder das elektrische Energie in 
ein Netz abgibt; 

 10. „Elektrizitätsunternehmen“ eine natürliche oder juristische Person oder eine eingetragene 
Personengesellschaft, die in Gewinnabsicht von den Funktionen der Erzeugung, der Übertragung, 
der Verteilung, der Lieferung oder des Kaufs von elektrischer Energie mindestens eine wahrnimmt 
und die kommerzielle, technische oder wartungsbezogene Aufgaben im Zusammenhang mit diesen 
Funktionen wahrnimmt, mit Ausnahme der Endverbraucher; 

 11. „Endverbraucher“ eine natürliche oder juristische Person oder eingetragene Personengesellschaft, 
die Elektrizität für den Eigenverbrauch kauft; 

 12. „Energieeffizienz- und Nachfragesteuerungsmaßnahme“ eine Maßnahme im Rahmen eines 
Konzepts zur Steuerung der Höhe und des Zeitpunkts des Elektrizitätsverbrauchs, das den 
Primärenergieverbrauch senken und Spitzenlasten verringern soll, indem Investitionen zur 
Steigerung der Energieeffizienz oder anderen Maßnahmen wie unterbrechbaren Lieferverträgen 
Vorrang vor Investitionen zur Steigerung der Erzeugungskapazität eingeräumt wird, wenn sie unter 
Berücksichtigung der positiven Auswirkungen eines geringeren Energieverbrauchs auf die Umwelt 
und der damit verbundenen Aspekte einer größeren Versorgungssicherheit und geringerer 
Verteilungskosten die wirksamste und wirtschaftlichste Option darstellen; 

 13. „Entnehmer“ ein Endverbraucher oder ein Netzbetreiber, der elektrische Energie aus einem 
Übertragungs- oder Verteilernetz entnimmt; 

 14. „ENTSO (Strom)“ der Europäische Verbund der Übertragungsnetzbetreiber für Strom gemäß Art. 
5 der Verordnung (EG) Nr. 714/2009 über die Netzzugangsbedingungen für den 
grenzüberschreitenden Stromhandel; 

 15. „erneuerbare Energiequelle“ eine erneuerbare, nichtfossile Energiequelle (Wind, Sonne, 
aerothermische, geothermische und hydrothermische Energie, Wellen- und Gezeitenenergie, 
Wasserkraft, Biomasse, Deponiegas, Klärgas und Biogas), wobei aerothermische Energie eine 
Energie ist, die in Form von Wärme in der Umgebungsluft gespeichert ist, geothermische Energie 
eine Energie, die in Form von Wärme unter der festen Erdoberfläche gespeichert ist und 
hydrothermische Energie eine Energie, die in Form von Wärme in Oberflächengewässern 
gespeichert ist; 

 16. „Erzeuger“ eine natürliche oder juristische Person oder eine eingetragene Personengesellschaft, 
die Elektrizität erzeugt; 

 17. „Erzeugung“ die Produktion von Elektrizität; 
 18. „Erzeugung aus Kraft-Wärme-Kopplung (KWK-Erzeugung)“ die Summe von Strom, 

mechanischer Energie und Nutzwärme aus KWK; 
 19. „Erzeugungsanlage“ ein Kraftwerk oder Kraftwerkspark; 
 20. „Fahrplan“ jene Unterlage, die angibt, in welchem Umfang elektrische Leistung als 

prognostizierter Leistungsmittelwert in einem konstanten Zeitraster (Messperioden) an bestimmten 
Netzpunkten eingespeist und entnommen oder zwischen Bilanzgruppen ausgetauscht wird; 

 21. „Gesamtwirkungsgrad“ die Summe der jährlichen Erzeugung von Strom, mechanischer Energie 
und Nutzwärme im Verhältnis zum Brennstoff, der für die in KWK erzeugte Wärme und die 
Bruttoerzeugung von Strom und mechanischer Energie eingesetzt wurde; 



 22. „Haushaltskunde“ ein Kunde, der Elektrizität für den Eigenverbrauch im Haushalt kauft; dies 
schließt gewerbliche und berufliche Tätigkeiten nicht mit ein; 

 23. „Hilfsdienst“ eine Dienstleistung, die zum Betrieb eines Übertragungs- oder Verteilernetzes 
erforderlich ist; 

 24. „hocheffiziente Kraft-Wärme-Kopplung“ die KWK, die den in Anlage IV des 
Elektrizitätswirtschafts- und –organisationsgesetzes 2010 festgelegten Kriterien entspricht; 

 25. „in KWK erzeugter Strom“ Strom, der in einem Prozess erzeugt wurde, der an die Erzeugung von 
Nutzwärme gekoppelt ist und der gemäß der in Anlage III des Elektrizitätswirtschafts- und –
organisationsgesetzes 2010 festgelegten Methode berechnet wird; 

 26. „Kleinunternehmen“ ein Unternehmen im Sinne des § 1 Abs. 1 Z. 1 des 
Konsumentenschutzgesetzes, das weniger als 50 Personen beschäftigt, weniger als 100.000 
kWh/Jahr an Elektrizität verbraucht und einen Jahresumsatz oder eine Jahresbilanzsumme von 
höchstens 10 Millionen Euro hat; 

 27. „Kontrolle“ Rechte, Verträge oder andere Mittel, die einzeln oder zusammen unter 
Berücksichtigung aller tatsächlichen oder rechtlichen Umstände die Möglichkeit gewähren, einen 
bestimmenden Einfluss auf die Tätigkeit eines Unternehmens auszuüben, insbesondere durch 

 a) Eigentums- oder Nutzungsrechte an der Gesamtheit oder an Teilen des Vermögens des 
Unternehmens; 

 b) Rechte oder Verträge, die einen bestimmenden Einfluss auf die Zusammensetzung, die 
Beratungen oder Beschlüsse der Organe des Unternehmens gewähren; 

 28. „Kraft-Wärme-Kopplung (KWK)“ die gleichzeitige Erzeugung thermischer Energie und 
elektrischer oder mechanischer Energie in einem Prozess; 

 29. „Kraft-Wärme-Verhältnis“ (Stromkennzahl) das anhand der Betriebsdaten des spezifischen Blocks 
berechnete Verhältnis von KWK-Strom zu Nutzwärme im vollständigen KWK-Betrieb; 

 30. „Kraftwerk“ eine Anlage, die dazu bestimmt ist, durch Energieumwandlung elektrische Energie 
zu erzeugen; sie kann aus mehreren Erzeugungseinheiten bestehen und umfasst auch alle 
zugehörigen Hilfsbetriebe und Nebeneinrichtungen; 

 31. „Kraftwerkspark“ eine Gruppe von Kraftwerken, die über einen gemeinsamen Netzanschluss 
verfügt; 

 32. „Kunde“ ein Endverbraucher, Stromhändler oder Elektrizitätsunternehmen, das elektrische 
Energie kauft; 

 33. „KWK-Block“ ein Block, der im KWK-Betrieb betrieben werden kann; 
 34. „KWK-Kleinstanlage“ eine KWK-Anlage mit einer Kapazität von höchstens 50 kW; 
 35. „KWK-Kleinanlage“ ein KWK-Block mit einer installierten Kapazität unter 1 MW; 
 36. „Lastprofil“ eine in Zeitintervallen dargestellte Bezugsmenge oder Liefermenge eines Einspeisers 

oder Entnehmers; 
 37. „Lieferant“ eine natürliche oder juristische Person oder eingetragene Personengesellschaft, die 

Elektrizität anderen natürlichen oder juristischen Personen zur Verfügung stellt; 
 38. „Marktregel“ eine Vorschrift, eine Regelung oder eine Bestimmung auf gesetzlicher oder 

vertraglicher Basis, die ein Marktteilnehmer im Elektrizitätsmarkt einzuhalten hat, um ein 
geordnetes Funktionieren dieses Marktes zu ermöglichen und zu gewährleisten; 

 39. „Marktteilnehmer“ der Bilanzgruppenverantwortliche, der Versorger, der Stromhändler, der 
Erzeuger, der Lieferant, der Netzbenutzer, der Kunde, der Endverbraucher, der 
Bilanzgruppenkoordinator, die Strombörse, der Übertragungsnetzbetreiber, der 
Verteilernetzbetreiber und der Regelzonenführer; 

 40. „Netzanschluss“ die physische Verbindung der Anlage eines Kunden oder Erzeugers von 
elektrischer Energie mit dem Netzsystem; 

 41. „Netzbenutzer“ jede natürliche oder juristische Person oder eingetragene Personengesellschaft, die 
Elektrizität in ein Netz einspeist oder entnimmt; 

 42. „Netzbereich“ jener Teil eines Netzes, für dessen Benutzung dieselben Preisansätze gelten; 
 43. „Netzbetreiber“ ein Betreiber eines Übertragungs- oder Verteilernetzes mit einer Nennfrequenz 

von 50 Hz; 
 44. „Netzebene“ ein im Wesentlichen durch das Spannungsniveau bestimmter Teilbereich des Netzes; 
 45. „Netzzugang“ die Nutzung eines Netzsystems; 



 46. „Netzzugangsberechtigter“ eine natürliche oder juristische Person oder eingetragene 
Personengesellschaft, die Netzzugang begehrt, insbesondere auch Elektrizitätsunternehmen, 
soweit dies zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlich ist; 

 47. „Netzzutritt“ die erstmalige Herstellung eines Netzanschlusses oder die Erhöhung der 
Anschlussleistung eines bestehenden Netzanschlusses; 

 48. „Nutzwärme“ die in einem KWK-Prozess zur Befriedigung eines wirtschaftlich vertretbaren 
Wärme- oder Kühlbedarfs erzeugte Wärme; 

 49. „Primärregelung“ eine automatisch wirksam werdende Wiederherstellung des Gleichgewichtes 
zwischen Erzeugung und Verbrauch mit Hilfe eines definierten frequenzabhängigen Verhaltens 
von Erzeugungs- oder Verbrauchseinheiten, welche im Zeitbereich bis höchstens 30 Sekunden 
nach Störungseintritt vollständig aktivierbar sein muss; 

 50. „Regelzone“ die kleinste Einheit des Verbundsystems, die mit einer Leistungs-Frequenz-Regelung 
ausgerüstet und betrieben wird; 

 51. „Regelzonenführer“ derjenige, der für die Leistungs-Frequenz-Regelung in einer Regelzone 
verantwortlich ist, wobei diese Funktion auch seitens eines dritten Unternehmens, das seinen Sitz 
in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union hat, erfüllt werden kann; 

 52. „Regulierungsbehörde“ die Behörde, deren Zuständigkeit sich aus dem Energie-Control-Gesetz 
ergibt; 

 53. „Sekundärregelung“ die automatisch wirksam werdende und erforderlichenfalls ergänzend 
manuell angesteuerte Rückführung der Frequenz und der Austauschleistung mit anderen 
Regelzonen auf die Sollwerte nach Störung des Gleichgewichtes zwischen erzeugter und 
verbrauchter Wirkleistung mit Hilfe von zentralen oder dezentralen Einrichtungen; die 
Sekundärregelung umfasst auch die Ausfallsreserve, das ist jener Anteil der Sekundärregelung, der 
automatisch oder manuell angesteuert werden kann und vorrangig der Abdeckung des Ausfalls des 
größten Kraftwerkblocks in der Regelzone dient; die Wiederherstellung der Sollfrequenz kann im 
Bereich von mehreren Minuten liegen; 

 54. „Sicherheit“ sowohl die Sicherheit der Elektrizitätsversorgung und -bereitstellung als auch die 
Betriebssicherheit; 

 55. „standardisiertes Lastprofil“ ein durch ein geeignetes Verfahren für eine bestimmte Einspeiser- 
oder Entnehmergruppe charakteristisches Lastprofil; 

 56. „Stromhändler“ eine natürliche oder juristische Person oder eine eingetragene 
Personengesellschaft, die Elektrizität in Gewinnabsicht verkauft; 

 57. „Tertiärregelung“ das längerfristig wirksam werdende, manuell oder automatisch ausgelöste 
Abrufen von elektrischer Leistung, die zur Unterstützung bzw. Ergänzung der Sekundärregelung 
bzw. zur längerfristigen Ablösung von bereits aktivierter Sekundärregelleistung dient 
(Minutenreserve); 

 58. „Übertragung“ der Transport von Elektrizität über ein Höchstspannungs- und 
Hochspannungsverbundnetz zum Zwecke der Belieferung von Endverbrauchern oder Verteilern, 
jedoch mit Ausnahme der Versorgung; 

 59. „Übertragungsnetz“ ein Hochspannungsverbundnetz mit einer Spannungshöhe von 110 kV und 
darüber, das dem überregionalen Transport von elektrischer Energie dient; 

 60. „Übertragungsnetzbetreiber“ eine natürliche oder juristische Person oder eingetragene 
Personengesellschaft, die verantwortlich ist für den Betrieb, die Wartung sowie erforderlichenfalls 
den Ausbau des Übertragungsnetzes und gegebenenfalls der Verbindungsleitungen zu anderen 
Netzen sowie für die Sicherstellung der langfristigen Fähigkeit des Netzes, eine angemessene 
Nachfrage nach Übertragung von Elektrizität zu befriedigen; Übertragungsnetzbetreiber sind die 
Verbund-Austrian Power Grid AG, die TIWAG-Netz AG und die Vorarlberger Übertragungsnetz 
GmbH bzw. deren Rechtsnachfolger; 

 61. „Verbindungsleitung“ eine Anlage, die zur Verbundschaltung von Elektrizitätsnetzen dient; 
 62. „verbundenes Unternehmen“ 
 a) ein verbundenes Unternehmen im Sinne des § 228 Abs. 3 des Unternehmensgesetzbuches 

(UGB), 
 b) ein assoziiertes Unternehmen im Sinne des § 263 Abs. 1 UGB oder 
 c) zwei oder mehrere Unternehmen, deren Aktionäre ident sind; 
 63. „Verbundnetz“ eine Anzahl von Übertragungs- und Verteilernetzen, die durch eine oder mehrere 

Verbindungsleitungen miteinander verbunden sind; 



 64. „Versorger“ eine natürliche oder juristische Person oder eine eingetragene Personengesellschaft, 
die die Versorgung wahrnimmt; 

 65. „Versorgung“ der Verkauf einschließlich des Weiterverkaufs von Elektrizität an Kunden; 
 66. „Verteilernetzbetreiber“ eine natürliche oder juristische Person oder eine eingetragene 

Personengesellschaft, die verantwortlich ist für den Betrieb, die Wartung sowie erforderlichenfalls 
den Ausbau des Verteilernetzes in einem bestimmten Gebiet und gegebenenfalls der 
Verbindungsleitungen zu anderen Netzen sowie für die Sicherstellung der langfristigen Fähigkeit 
des Netzes, eine angemessene Nachfrage nach Verteilung von Elektrizität zu befriedigen; 

 67. „Verteilung“ der Transport von Elektrizität über Hoch-, Mittel- oder Niederspannungs-
Verteilernetze zum Zwecke der Belieferung von Kunden, jedoch mit Ausnahme der Versorgung; 

 68. „vertikal integriertes Elektrizitätsunternehmen“ ein Unternehmen oder eine Gruppe von 
Unternehmen, in der dieselbe Person berechtigt ist, direkt oder indirekt Kontrolle auszuüben, 
wobei das betreffende Unternehmen bzw. die betreffende Gruppe mindestens eine der Funktionen 
Übertragung oder Verteilung und mindestens eine der Funktionen Erzeugung von oder Versorgung 
mit Elektrizität wahrnimmt; 

 69. „Wirkungsgrad“ der auf der Grundlage des unteren Heizwerts der Brennstoffe berechnete 
Wirkungsgrad; 

 70. „Wirkungsgrad-Referenzwert für die getrennte Erzeugung“ der Wirkungsgrad einer alternativen 
getrennten Erzeugung von Wärme und Strom, die durch KWK ersetzt werden soll; 

 71. „Zählpunkt“ die Einspeise- bzw. Entnahmestelle, an der eine Strommenge messtechnisch erfasst 
und registriert wird; dabei sind in einem Netzbereich liegende Zählpunkte eines Netzbenutzers 
zusammenzufassen, wenn sie der Anspeisung von kundenseitig galvanisch oder transformatorisch 
verbundenen Anlagen, die der Straßenbahnverordnung 1999 unterliegen, dienen; im Übrigen ist 
eine Zusammenfassung mehrerer Zählpunkte nicht zulässig. 

§ 3 
Gemeinwirtschaftliche Verpflichtungen 

(1) Den Netzbetreibern werden nachstehende gemeinwirtschaftliche Verpflichtungen im 
Allgemeininteresse auferlegt: 
 a) die diskriminierungsfreie Behandlung aller Kunden eines Netzes; 
 b) der Abschluss von privatrechtlichen Verträgen mit Netzbenutzern über den Anschluss an ihr Netz 

(Allgemeine Anschlusspflicht); 
 c) die Errichtung und Erhaltung einer für die inländische Elektrizitätsversorgung oder für die 

Erfüllung völkerrechtlicher Verpflichtungen ausreichenden Netzinfrastruktur. 

(2) Elektrizitätsunternehmen werden nachstehende gemeinwirtschaftliche Verpflichtungen im 
Allgemeininteresse auferlegt: 
 a) die Erfüllung der durch Rechtsvorschriften auferlegten Pflichten im öffentlichen Interesse; 
 b) die Mitwirkung an Maßnahmen zur Beseitigung von Netzengpässen und an Maßnahmen zur 

Gewährleistung der Versorgungssicherheit. 

(3) Die Elektrizitätsunternehmen haben die bestmögliche Erfüllung der ihnen im Allgemeininteresse 
auferlegten Verpflichtungen mit allen ihnen zur Verfügung stehenden Mitteln – soweit diese wirtschaftlich 
zumutbar sind – anzustreben. 

§ 4 
Grundsätze beim Betrieb von Elektrizitätsunternehmen 

Elektrizitätsunternehmen haben als kunden- und wettbewerbsorientierte Anbieter von 
Energiedienstleistungen nach den Grundsätzen einer sicheren, kostengünstigen, umweltverträglichen und 
effizienten Bereitstellung der nachgefragten Dienstleistungen sowie eines wettbewerbsorientierten und 
wettbewerbsfähigen Elektrizitätsmarktes zu agieren. Sie haben diese Grundsätze als Unternehmensziele zu 
verankern. 

II. Hauptstück 
Errichtung und Betrieb von Erzeugungsanlagen 

§ 5 
Bewilligungspflicht 

(1) Die Errichtung und der Betrieb einer Erzeugungsanlage mit einer Leistung von mehr als 100 kW, 
im Falle einer Photovoltaikanlage von mehr als 500 kW, bedarf neben den nach anderen Vorschriften 
erforderlichen Bewilligungen der elektrizitätsrechtlichen Bewilligung. Die Bewilligungspflicht besteht 



nicht für Erzeugungsanlagen, die einer Bewilligung oder Anzeige nach der Gewerbeordnung 1994, dem 
Abfallwirtschaftsgesetz 2002, dem Mineralrohstoffgesetz oder dem Eisenbahngesetz 1957 bedürfen, und 
für die Aufstellung, Bereithaltung und den Betrieb mobiler Erzeugungsanlagen. 

(2) Wird eine bewilligte Erzeugungsanlage so geändert, dass sich neue oder größere Gefährdungen 
oder Belästigungen im Sinne des § 9 Abs. 1 lit. b ergeben können, so ist auch die Änderung der Anlage im 
Sinne des Abs. 1 bewilligungspflichtig. Diese Bewilligung hat auch die bereits bewilligte Anlage zu 
umfassen, soweit sich die Änderung auf sie auswirkt. 

(3) Weist eine nach Abs. 1 zweiter Satz bewilligte oder angezeigte Erzeugungsanlage nicht mehr den 
Charakter einer gewerbe-, abfall-, berg- oder eisenbahnrechtlichen Anlage auf, so hat dies der Betreiber der 
Anlage der bisher zuständigen Behörde und der nunmehr zur Bewilligung zuständigen Behörde anzuzeigen. 
Ab dem Einlangen dieser Anzeige gilt die Bewilligung oder Anzeige gemäß Abs. 1 zweiter Satz als 
Bewilligung nach diesem Gesetz. 

§ 6 
Antrag auf Erteilung der elektrizitätsrechtlichen Bewilligung 

(1) Die elektrizitätsrechtliche Bewilligung ist bei der Behörde schriftlich zu beantragen. 

(2) Dem Antrag sind folgende Beilagen in dreifacher Ausfertigung anzuschließen: 
 a) ein technischer Bericht mit Angaben über Zweck, Umfang, Betriebsweise und technische 

Ausführung der geplanten Erzeugungsanlage, insbesondere über Antriebsart, Leistungsausmaß, 
Stromart (Gleichstrom, Wechselstrom, Drehstrom) Frequenz und Maschinenspannung, 

 b) ein Plan im Katastermaßstab, aus welchem der Standort der Erzeugungsanlage und die betroffenen 
Grundstücke mit ihren Parzellennummern ersichtlich sind, 

 c) ein Verzeichnis der von der Erzeugungsanlage berührten fremden Anlagen, wie Eisenbahnen, 
Versorgungsleitungen und dergleichen, mit Namen und Anschrift der Eigentümer oder der 
zuständigen Verwaltungen, 

 d) ein Verzeichnis der Grundstücke, auf welchen die Erzeugungsanlage errichtet werden soll, und der 
angrenzenden Grundstücke mit Namen und Anschriften der Eigentümer sowie des beanspruchten 
öffentlichen Gutes unter Angabe der zuständigen Verwaltungen, 

 e) die Zustimmungserklärungen der in der lit. d angeführten Eigentümer und Verwaltungen, soweit 
sie erlangt werden konnten, 

 f) Angaben über den Beitrag der Erzeugungskapazitäten zur Erreichung des Zieles der Europäischen 
Union, die Deckung des Bruttoenergieverbrauches durch Energie aus erneuerbaren Energiequellen 
zu erhöhen, 

 g) Angaben über den Beitrag von Erzeugungskapazitäten zur Verringerung der Emissionen, 
 h) bei thermischen Erzeugungsanlagen mit einer thermischen Gesamtnennleistung von mehr als 

20 MW die Kosten-Nutzen-Analyse nach Abs. 3.. 

(3) Bei thermischen Erzeugungsanlagen mit einer thermischen Gesamtnennleistung von mehr als 
20 MW ist eine Kosten-Nutzen-Analyse gemäß Anhang IX Teil 2 der Richtlinie 2012/27/EU zur 
Energieeffizienz durchzuführen. Dabei sind bei einer neuen Anlage die Kosten und der Nutzen von 
Vorkehrungen für den Betrieb der Anlage als hocheffiziente KWK-Anlage und bei der erheblichen 
Modernisierung einer vorhandenen Anlage die Kosten und der Nutzen einer Umrüstung zu einer 
hocheffizienten KWK-Anlage zu bewerten. Eine Modernisierung ist erheblich, wenn deren Kosten mehr 
als 50 % der Investitionskosten für eine neue vergleichbare Anlage betragen. Die Landesregierung kann 
mit Verordnung nähere Bestimmungen zur Methodik der Kosten-Nutzen-Analyse samt den zugrunde zu 
legenden Annahmen und dem zeitlichen Rahmen der wirtschaftlichen Analyse erlassen, wenn dies zur 
Umsetzung von Rechtsvorschriften der Europäischen Union erforderlich ist. 

(4) Wenn die im Abs. 2 angeführten Unterlagen eine ausreichende Beurteilung des Projektes nicht 
zulassen, kann die Behörde die Vorlage weiterer Unterlagen verlangen. Die Behörde kann von der 
Beibringung einzelner im Abs. 2 angeführter Unterlagen absehen, sofern diese für das 
Bewilligungsverfahren entbehrlich sind. 

(5) Die Behörde kann die Vorlage zusätzlicher Ausfertigungen aller oder einzelner nach Abs. 2 und 4 
erforderlichen Beilagen verlangen, wenn dies zur Beteilung öffentlicher Dienststellen oder zur 
Begutachtung durch Sachverständige notwendig ist. 



§ 7 
Bewilligungsverfahren 

(1) Die Behörde hat, ausgenommen in den Fällen des § 8, aufgrund eines Antrages auf Erteilung der 
elektrizitätsrechtlichen Bewilligung eine mündliche Verhandlung durchzuführen. Gegenstand, Zeit und Ort 
der Verhandlung sind den Nachbarn durch Anschlag an der Amtstafel in der Gemeinde (§ 41 AVG) und 
durch Anschlag in den der Anlage unmittelbar benachbarten Häusern bekannt zu geben; die Eigentümer 
der betroffenen Häuser haben derartige Anschläge in ihren Häusern zu dulden. Der Antragsteller, der 
Grundeigentümer und die Eigentümer der angrenzenden Grundstücke sind persönlich zu laden. 

(2) Nachbarn sind alle Personen, die durch die Errichtung, den Bestand oder den Betrieb einer 
Erzeugungsanlage gefährdet oder belästigt oder deren Eigentum oder sonstige dingliche Rechte gefährdet 
werden könnten. Nicht als Nachbarn gelten Personen, die sich nur vorübergehend in der Nähe der 
Erzeugungsanlage aufhalten und nicht im Sinne des vorherigen Satzes dinglich berechtigt sind. Als 
Nachbarn gelten jedoch die Inhaber von Einrichtungen, in denen sich, wie etwa in Beherbergungsbetrieben, 
Krankenanstalten und Heimen, regelmäßig Personen vorübergehend aufhalten, hinsichtlich des Schutzes 
dieser Personen, und die Erhalter von Schulen hinsichtlich des Schutzes der Schüler, der Lehrer und der 
sonst in den Schulen ständig beschäftigten Personen. 

(3) Die Gemeinden, die von der Erzeugungsanlage betroffen werden, sind im Bewilligungsverfahren 
zu hören. 

(4) Die mündliche Verhandlung ist nach Möglichkeit mit nach anderen Gesetzen erforderlichen 
mündlichen Verhandlungen zu verbinden. 

§ 8 
Vereinfachtes Verfahren 

(1) Ergibt sich aus dem Bewilligungsantrag und dessen Beilagen, dass die Erzeugungsanlage 
 a) ausschließlich zur Notstromversorgung bestimmt ist, 
 b) mit Sonnenenergie betrieben wird (Photovoltaikanlage) oder 
 c)b) mit anderen erneuerbaren Energiequellen betrieben wird oder nach dem Prinzip der Kraft-Wärme-

Kopplung arbeitet und die Leistung höchstens 500 kW beträgt, 
so hat die Behörde das Projekt durch Anschlag inan der Amtstafel der Gemeinde und durch Anschlag in 
den der Anlage unmittelbar benachbarten Häusern mit dem Hinweis bekannt zu geben, dass in die 
Projektsunterlagen innerhalb eines bestimmten, mindestens zwei Wochen umfassenden, jedoch vier 
Wochen nicht überschreitenden Zeitraumes bei der Behörde zur Einsichtnahme aufliegenEinsicht 
genommen werden kann und dass die Nachbarn innerhalb dieses Zeitraumes von ihrem Anhörungsrecht 
Gebrauch machen können; die Eigentümer der betroffenen Häuser haben derartige Anschläge zu dulden. 
Nach Ablauf der im Anschlagin der Bekanntmachung angeführten Frist hat die Behörde unter 
Bedachtnahme auf die eingelangten Äußerungen der Nachbarn mit Bescheid festzustellen, dass es sich um 
eine Anlage gemäß lit. a oder b lit. a, b oder c handelt, und erforderlichenfalls Auflagen zum Schutz der 
gemäß § 9 Abs. 1 wahrzunehmenden Interessen vorzuschreiben; dieser Bescheid gilt als 
Genehmigungsbescheid für die Erzeugungsanlage. Die Behörde hat diesen Bescheid binnen drei Monaten 
nach Einlangen des Antrages und der erforderlichen Unterlagen zum Antrag zu erlassen. Können auch 
durch Auflagen die gemäß § 9 Abs. 1 wahrzunehmenden Interessen nicht hinreichend geschützt werden, 
so ist der Bewilligungsantrag abzuweisen. 

(2) Bewilligungspflichtige Änderungen sind dem vereinfachten Verfahren zu unterziehen, wenn die 
Erzeugungsanlage einschließlich der geplanten Änderungen die im Abs. 1 lit. a oder blit. a, b oder c 
festgelegten Voraussetzungen erfüllt. 

§ 9 
Voraussetzungen für die Erteilung der elektrizitätsrechtlichen Bewilligung 

(1) Die Erteilung der elektrizitätsrechtlichen Bewilligung setzt voraus, dass 
 a) die eingesetzte Primärenergie bestmöglichst genutzt und verwertet und einer allfälligen Kosten-

Nutzen-Analyse nach § 6 Abs. 3 Rechnung getragen wird, und 
 b) nach dem Stand der Technik sowie dem Stand der medizinischen und der sonst in Betracht 

kommenden Wissenschaften erwartet werden kann, dass 
 1. durch die Errichtung und den Betrieb der Anlage oder durch die Lagerung von Betriebsmitteln 

oder Rückständen und dergleichen eine Gefährdung des Lebens oder der Gesundheit von 
Menschen oder eine Gefährdung des Eigentums oder sonstiger dinglicher Rechte der Nachbarn 
ausgeschlossen ist und 



 2. Belästigungen von Nachbarn durch Geruch, Lärm, Rauch, Staub, Erschütterung, 
Schwingungen, Blendungen oder in anderer Weise auf ein zumutbares Maß beschränkt bleiben. 

(2) Unter einer Gefährdung des Eigentums im Sinne des Abs. 1 lit. b Z. 1 ist die Möglichkeit einer 
Minderung des Verkehrswertes des Eigentums nicht zu verstehen. 

(3) Ob Belästigungen der Nachbarn im Sinne des Abs. 1 lit. b Z. 2 zumutbar sind, ist danach zu 
beurteilen, wie sich die durch die Erzeugungsanlage verursachten Änderungen der tatsächlichen örtlichen 
Verhältnisse auf ein gesundes, normal empfindliches Kind und einen gesunden, normal empfindlichen 
Erwachsenen negativ auswirken. 

(4) Stand der Technik im Sinne dieses Gesetzes ist der auf den einschlägigen wissenschaftlichen 
Erkenntnissen beruhende Entwicklungsstandard fortschrittlicher technologischer Verfahren, Einrichtungen 
und Betriebsweisen, deren Funktionstüchtigkeit erprobt und erwiesen ist. Bei der Bestimmung des Standes 
der Technik sind insbesondere vergleichbare Verfahren, Einrichtungen oder Betriebsweisen heranzuziehen. 

*) Fassung LGBl.Nr. 27/2019 

§ 10 
Erteilung der elektrizitätsrechtlichen Bewilligung 

(1) Die elektrizitätsrechtliche Bewilligung ist zu erteilen, wenn die Voraussetzungen gemäß § 9 erfüllt 
sind. Wenn diese Voraussetzungen ansonsten nicht gegeben wären, hat die Behörde im 
Bewilligungsbescheid bestimmte geeignete Auflagen vorzuschreiben. Können sie auch durch solche 
Auflagen nicht erfüllt werden, ist die elektrizitätsrechtliche Bewilligung zu versagen. Die 
vorzuschreibenden Auflagen haben erforderlichenfalls auch Maßnahmen für den Fall der Unterbrechung 
des Betriebes und der Auflassung der Anlage zu umfassen. 

(2) Die Behörde kann zulassen, dass bestimmte Auflagen erst ab einem dem Zeitaufwand der hiefür 
erforderlichen Maßnahmen entsprechend festzulegenden Zeitpunkt nach Inbetriebnahme der Anlage oder 
von Teilen der Anlage eingehalten werden müssen, wenn dagegen keine Bedenken vom Standpunkt der im 
§ 9 Abs. 1 umschriebenen Interessen besteht. 

(3) Die sich aus der elektrizitätsrechtlichen Bewilligung ergebenden Rechte und Pflichten gehen auf 
jeden Erwerber der Erzeugungsanlage über. Der Erwerber hat der Behörde den Rechtsübergang 
unverzüglich anzuzeigen. 

§ 11 
Nachträgliche Vorschreibungen 

(1) Ergibt sich nach der Bewilligung der Erzeugungsanlage, dass die gemäß § 9 Abs. 1 zu wahrenden 
Interessen trotz Einhaltung der in der elektrizitätsrechtlichen Bewilligung vorgeschriebenen Auflagen nicht 
hinreichend geschützt sind, so hat die Behörde die nach dem Stand der Technik und dem Stand der 
medizinischen oder der sonst in Betracht kommenden Wissenschaften erforderlichen anderen oder 
zusätzlichen Auflagen vorzuschreiben. Die Behörde hat solche Auflagen nicht vorzuschreiben, wenn sie 
unverhältnismäßig sind, vor allem wenn der mit der Erfüllung der Auflagen verbundene Aufwand nicht im 
Verhältnis zu dem mit den Auflagen angestrebten Erfolg steht. 

(2) Zugunsten von Personen, die erst nach der Bewilligung der Erzeugungsanlage Nachbarn geworden 
sind, sind Auflagen gemäß Abs. 1 nur soweit vorzuschreiben, als sie zur Vermeidung einer Gefährdung des 
Lebens oder der Gesundheit dieser Menschen notwendig sind. 

(3) Die Behörde hat ein Verfahren gemäß Abs. 1 von Amts wegen oder auf Antrag eines Nachbarn 
einzuleiten. Der Nachbar muss in seinem Antrag glaubhaft machen, dass er als Nachbar vor den 
Auswirkungen der Erzeugungsanlage (§ 9 Abs. 1 lit. b) nicht hinreichend geschützt ist, und nachweisen, 
dass er bereits im Zeitpunkt der Bewilligung der Erzeugungsanlage oder Änderung der Erzeugungsanlage 
Nachbar im Sinne des § 7 Abs. 2 war. 

(4) Durch die Einbringung eines Antrages gemäß Abs. 3 erlangt der Nachbar Parteistellung. Der 
Nachbar ist nicht gemäß § 76 Abs. 1 AVG zur Kostentragung verpflichtet, wenn aufgrund seines Antrages 
andere oder zusätzliche Auflagen vorgeschrieben wurden. 

§ 12 
Beginn und Ende des Betriebes 

(1) Der Bewilligungsinhaber hat die Betriebsfertigstellung der bewilligten Erzeugungsanlage der 
Behörde anzuzeigen. Mit dieser Anzeige erhält er das Recht, mit dem Betrieb zu beginnen. 

(2) Der Bewilligungsinhaber hat eine Betriebsunterbrechung, die voraussichtlich länger als ein Jahr 
dauern wird, und die Stilllegung der bewilligten Erzeugungsanlage innerhalb eines Monats nach Eintritt 
der Betriebsunterbrechung oder der Stilllegung der Behörde anzuzeigen. 



§ 13 
Erlöschen der elektrizitätsrechtlichen Bewilligung 

(1) Die elektrizitätsrechtliche Bewilligung erlischt, wenn 
 a) mit dem Bau nicht innerhalb von drei Jahren ab Eintritt der Rechtskraft der Bewilligung begonnen 

wird, 
 b) die Voraussetzungen für die Inbetriebnahme nach Ablauf von fünf Jahren ab Eintritt der 

Rechtskraft der Bewilligung noch nicht vorliegen, 
 c) der Betrieb nicht innerhalb eines Jahres nach Vorliegen der Voraussetzungen für die 

Inbetriebnahme aufgenommen wird, 
 d) der Bewilligungsinhaber gemäß § 12 Abs. 2 anzeigt, dass die Erzeugungsanlage stillgelegt wird, 

oder 
 e) der Betrieb der Erzeugungsanlage ohne sachlich ausreichenden Grund durch mehr als fünf Jahre 

unterbrochen wurde. 

(2) Die Fristen nach Abs. 1 lit. a bis c und e können von der Behörde verlängert werden, wenn die 
Planungs- oder Bauarbeiten oder betriebstechnische Gründe dies erfordern. 

(3) Das Erlöschen der elektrizitätsrechtlichen Bewilligung ist bescheidmäßig festzustellen. 
Gleichzeitig hat die Behörde, wenn und soweit es im öffentlichen Interesse gelegen ist, dem Inhaber die 
Beseitigung der Erzeugungsanlage binnen angemessener Frist aufzutragen. Soweit dies wirtschaftlich 
zumutbar ist, kann auch die Wiederherstellung des früheren Zustandes aufgetragen werden. 

§ 14 
Vorarbeiten 

(1) Zur Vornahme von Vorarbeiten für die Errichtung einer Erzeugungsanlage hat die Behörde auf 
Antrag die vorübergehende Inanspruchnahme fremder Grundstücke zu bewilligen. 

(2) Im Antrag ist die Art und Dauer der beabsichtigten Vorarbeiten anzugeben. Weiters ist dem Antrag 
eine Übersichtskarte in geeignetem Maßstab beizuschließen, in welcher das von den Vorarbeiten berührte 
Gebiet ersichtlich zu machen ist. 

(3) In der Bewilligung ist dem Antragsteller das Recht einzuräumen, fremde Grundstücke zu betreten 
und auf diesen die zur Vorbereitung des Bauentwurfs der Erzeugungsanlage erforderlichen 
Bodenuntersuchungen und sonstigen technischen Arbeiten vorzunehmen. Bei der Erteilung der 
Bewilligung ist auf Belange der Land- und Forstwirtschaft sowie des Natur- und Landschaftsschutzes durch 
Vorschreibung von Auflagen Rücksicht zu nehmen. 

(4) Bei der Durchführung der Vorarbeiten hat der Berechtigte mit möglichster Schonung bestehender 
Rechte vorzugehen und darauf Bedacht zu nehmen, dass der bestimmungsgemäße Gebrauch der 
betroffenen Grundstücke nach Möglichkeit nicht behindert wird. 

(5) Die Bewilligung ist zu befristen. Die Frist ist unter Bedachtnahme auf die Art und den Umfang 
sowie die geländemäßigen Voraussetzungen der Vorarbeiten festzusetzen. Sie kann verlängert werden, 
soweit die Vorbereitung des Bauentwurfs dies erfordert. 

(6) Den Gemeinden, in welchen die Vorarbeiten durchgeführt werden sollen, hat die Behörde eine 
Ausfertigung der Bewilligung zuzustellen. Diese ist unverzüglich durch Anschlag an der Amtstafel 
kundzumachen. Die Kundmachungsfrist beträgt zwei Wochen. Mit den Vorarbeiten darf erst nach Ablauf 
der Kundmachungsfrist begonnen werden. 

(7) Sofern Vorarbeiten vorgenommen werden sollen, mit welchen erhebliche Beschädigungen der 
Oberfläche oder des Bewuchses eines Grundstückes oder der darauf befindlichen Anlagen verbunden sind, 
wie bei Erdbohrungen oder Ausästungen, hat der zur Vornahme der Vorarbeiten Berechtigte, unbeschadet 
der Bestimmungen des Abs. 6, den Eigentümer oder den Nutzungsberechtigten des betroffenen 
Grundstückes mindestens zwei Wochen vorher vom beabsichtigten Beginn der Vorarbeiten in Kenntnis zu 
setzen. 

(8) Der zur Vornahme der Vorarbeiten Berechtigte hat 
 a) die Eigentümer der betroffenen Grundstücke sowie 
 b) die an diesen Grundstücken dinglich Berechtigten mit Ausnahme der Hypothekargläubiger 
für alle mit den Vorarbeiten unmittelbar verbundenen Beschränkungen ihrer zum Zeitpunkt der 
Bewilligung ausübbaren Rechte angemessen zu entschädigen. 

(9) Wenn eine Einigung über die Entschädigung nach Abs. 8 nicht zustande kommt, kann der 
Berechtigte bei sonstigem Verlust des Anspruchs spätestens drei Jahre nach Beendigung der Vorarbeiten 



die Festsetzung der Entschädigung bei der Behörde beantragen. Die Behörde hat die Entschädigung mit 
Bescheid festzusetzen. 

§ 15 
Enteignung 

(1) Die Behörde hat auf Antrag die für die Errichtung und den Betrieb einer Erzeugungsanlage, die 
mit erneuerbaren Energiequellen betrieben wird, notwendigen Enteignungen auszusprechen, wenn ihre 
Errichtung im öffentlichen Interesse (§ 1 Abs. 3) liegt, die vorgesehene Situierung aus zwingenden 
technischen oder wirtschaftlichen Gründen geboten ist und nach keiner anderen gesetzlichen Bestimmung 
eine Enteignung möglich ist. 

(2) Die Enteignung kann umfassen 
 a) die Einräumung von Dienstbarkeiten an Grundstücken, 
 b) die Abtretung des Eigentums an Grundstücken oder 
 c) die Abtretung, Einschränkung oder Aufhebung anderer dinglicher Rechte an Grundstücken und 

solcher Rechte, deren Ausübung an einen bestimmten Ort gebunden ist. 

(3) Von der Enteignung nach Abs. 2 lit. b ist von der Behörde nur Gebrauch zu machen, wenn die 
anderen im Abs. 2 angeführten Maßnahmen nicht ausreichen. 

(4) Die Person, auf deren Antrag die Enteignung erfolgt (Abs. 1), hat den Enteigneten für alle durch 
die Enteignung verursachten vermögensrechtlichen Nachteile angemessen zu entschädigen. 

(5) Der Enteignete kann im Zuge des Verfahrens die Einlösung der durch Dienstbarkeiten oder andere 
dingliche Rechte gemäß Abs. 2 in Anspruch genommenen unverbauten Grundstücke oder Teile von solchen 
gegen Entschädigung verlangen, wenn diese durch die Belastung die zweckmäßige Benützbarkeit verlieren. 
Verliert ein Grundstück durch die Enteignung eines Teiles desselben für den Eigentümer die zweckmäßige 
Benützbarkeit, so ist auf Verlangen des Eigentümers das ganze Grundstück einzulösen. 

§ 16 
Enteignungs- und Entschädigungsverfahren 

(1) Für die Enteignung und die Entschädigung nach § 15 gelten, soweit dieses Gesetz nichts anderes 
bestimmt, die nachfolgenden Bestimmungen des Eisenbahn-Enteignungsentschädigungsgesetzes, BGBl. 
Nr. 71/1954, zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 111/2010, sinngemäß: 
 a) die Bestimmungen über Gegenstand und Umfang der Entschädigung, ausgenommen die §§ 7 Abs. 

3 und 10 Abs. 5, 
 b) die Bestimmungen über das Verfahren vor der Verwaltungsbehörde, ausgenommen § 18, 
 c) der § 22 Abs. 2 bis 4 über die Zulässigkeit eines Übereinkommens über die Entschädigung, 
 d) die Bestimmungen über die Leistung der Entschädigung mit der Maßgabe, dass die Leistungsfrist 

nach § 33 mit der Rechtskraft der Entscheidung über die Entschädigung oder – sofern die Parteien 
nicht etwas anderes vereinbart haben – mit dem Abschluss eines Übereinkommens über die 
Entschädigung beginnt, 

 e) die Bestimmungen über den Vollzug der Enteignung, 
 f) die Bestimmungen über die Rückübereignung, ausgenommen § 37 Abs. 4 erster Satz, 
 g) der § 45 über die Befreiung von der Verwahrungsgebühr bei Ausfolgung gerichtlicher Erläge. 

(2) Im Enteignungsbescheid ist auch über die Entschädigung abzusprechen, sofern ein 
Übereinkommen über die Entschädigung nicht zustande kommt. 

(3) Für die Bewertung des Enteignungsgegenstandes sind die Verhältnisse im Zeitpunkt der Erlassung 
des Enteignungsbescheides der Behörde maßgebend. Im verwaltungsgerichtlichen Verfahren sind 
allgemein beeidete und gerichtlich zertifizierte Sachverständige heranzuziehen, die nicht 
Landesbedienstete sind. 

(4) Die Kosten des Verfahrens sind, soweit sie nicht durch ein ungerechtfertigtes Einschreiten einer 
Partei hervorgerufen werden, von der Person zu tragen, auf deren Antrag die Enteignung erfolgt (§ 15 Abs. 
1). Der Enteignungsgegner hat Anspruch auf Ersatz der zur zweckentsprechenden Rechtsverteidigung 
notwendigen Kosten einer rechtsfreundlichen Vertretung und sachverständigen Beratung; ihm gebührt 
voller Kostenersatz, soweit der Enteignungsantrag ab- oder zurückgewiesen oder in einem nicht nur 
geringfügigen Umfang zurückgezogen wird, in allen anderen Fällen gebührt dem Enteignungsgegner eine 
Pauschalvergütung in Höhe von 1,5 % der festgesetzten Enteignungsentschädigung, mindestens aber 500 
Euro und höchstens 7.500 Euro. Über den Anspruch auf Kostenersatz ist in einem mit der Entscheidung 
über die Enteignung bzw. Entschädigung abzusprechen. 



(5) Auf Antrag des Enteigneten kann an die Stelle einer Geldentschädigung eine Entschädigung in 
Form einer gleichartigen und gleichwertigen Naturalleistung treten, wenn diese der Person, auf deren 
Antrag die Enteignung erfolgt (§ 15 Abs. 1), unter Abwägung des Einzelfalles wirtschaftlich zugemutet 
werden kann. Hierüber hat die Behörde in einem gesonderten Bescheid zu entscheiden. 

(6) Wenn der Gegenstand der Enteignung im Grundbuch eingetragen ist, hat die Behörde die 
Entscheidung über die Enteignung nach Eintritt der Rechtskraft dem Grundbuchsgericht zur Herstellung 
des rechtmäßigen Grundbuchsstandes zuzustellen. 

(7) Erlischt die elektrizitätsrechtliche Bewilligung einer Erzeugungsanlage, zu deren Errichtung im 
Wege der Enteignung eine Dienstbarkeit eingeräumt worden ist, so hat die Behörde den Eigentümer des 
belasteten Grundstückes oder seinen Rechtsnachfolger zu verständigen. Auf dessen Antrag ist die 
Dienstbarkeit unter Vorschreibung einer der geleisteten Entschädigung angemessenen Rückvergütung 
durch Bescheid aufzuheben. 

(8) Wird die Erzeugungsanlage, zu deren Errichtung ein Grundstück enteignet worden ist, beseitigt, 
so hat die Behörde auf Antrag des früheren Eigentümers oder seines Rechtsnachfolgers mit Bescheid die 
Rückübereignung gegen angemessene Entschädigung auszusprechen. Ein solcher Antrag muss innerhalb 
eines Jahres nach der Beseitigung der Anlage gestellt werden. 

§ 17 
Herstellung des rechtmäßigen Zustandes 

Wird eine bewilligungspflichtige Erzeugungsanlage ohne die erforderliche Bewilligung errichtet oder 
betrieben oder wird eine bewilligte Erzeugungsanlage ohne die erforderliche Bewilligung geändert oder 
nach der Änderung betrieben, so hat die Behörde unabhängig von der Einleitung eines Strafverfahrens den 
Inhaber der Erzeugungsanlage zur Herstellung des rechtmäßigen Zustandes innerhalb einer angemessenen, 
von der Behörde festzusetzenden Frist aufzufordern. Kommt der Anlageninhaber dieser Aufforderung 
innerhalb der gesetzten Frist nicht nach, so hat die Behörde mit Bescheid die zur Herstellung des 
rechtmäßigen Zustandes erforderlichen Maßnahmen, wie die Einstellung der Bauarbeiten, die Einstellung 
des Betriebes, die Beseitigung der nicht bewilligten Anlage oder Anlagenteile, zu verfügen. 

§ 18 
Einstweilige Sicherheitsmaßnahmen 

(1) Um die durch eine Erzeugungsanlage, 
 a) verursachte Gefahr für das Leben oder die Gesundheit von Menschen oder das Eigentum 

abzuwehren oder 
 b) verursachte unzumutbare Belästigung der Nachbarn abzustellen, 
hat die Behörde, entsprechend dem Ausmaß der Gefährdung oder Belästigung, mit Bescheid die gänzliche 
oder teilweise Stilllegung der Erzeugungsanlage, die Stilllegung von Maschinen oder sonstige die Anlage 
betreffenden Sicherheitsmaßnahmen oder Vorkehrungen zu verfügen. Dies gilt nicht für 
Erzeugungsanlagen, für die eine Genehmigung oder Bewilligung nach der Gewerbeordnung, dem 
Abfallwirtschaftsgesetz, dem Mineralrohstoffgesetz oder dem Eisenbahngesetz erforderlich ist. 

(2) Hat die Behörde Grund zur Annahme, dass zur Gefahrenabwehr Sofortmaßnahmen an Ort und 
Stelle erforderlich sind, so darf sie nach Verständigung des Inhabers der Erzeugungsanlage, des 
Betriebsleiters oder des Eigentümers der Anlage, oder wenn eine Verständigung dieser Person nicht 
möglich ist, einer Person, die tatsächlich die Betriebsführung wahrnimmt, die im Abs. 1 angeführten 
Maßnahmen auch ohne vorangegangenes Verfahren und vor Erlassung eines Bescheides an Ort und Stelle 
treffen; hierüber ist jedoch binnen eines Monats ein schriftlicher Bescheid zu erlassen, widrigenfalls die 
getroffene Maßnahme als aufgehoben gilt. Dieser Bescheid gilt auch dann als erlassen, wenn er gemäß § 
19 des Zustellgesetzes wegen Unzustellbarkeit an die Behörde zurückgestellt worden ist. 

(3) Bescheide gemäß Abs. 1 und 2 sind sofort vollstreckbar. Sie treten mit Ablauf eines Jahres, vom 
Beginn der Vollstreckbarkeit an gerechnet, außer Wirksamkeit, sofern im Bescheid keine kürzere Frist 
festgesetzt wurde. Durch einen Wechsel in der Person des Inhabers der von den Maßnahmen gemäß Abs. 
1 oder 2 betroffenen Anlagen, Anlagenteile und Gegenstände wird die Wirksamkeit dieser Bescheide nicht 
berührt. 

(4) Liegen die Voraussetzungen für die Erlassung eines Bescheides gemäß Abs. 1 oder 2 nicht mehr 
vor und ist zu erwarten, dass in Hinkunft jene Vorschriften, deren Nichteinhaltung für die Maßnahmen 
gemäß Abs. 1 oder 2 bestimmend war, von der Person eingehalten werden, die die Erzeugungsanlage 
betreiben will, so hat die Behörde auf Antrag dieser Person die mit Entscheidung gemäß Abs. 1 oder 2 
getroffenen Maßnahmen ehestens zu widerrufen. 



§ 19 
Rechtsansprüche 

Folgende Bestimmungen dieses Hauptstückes räumen Rechtsansprüche ein: 
 a) den Nachbarn (§ 7 Abs. 2) die §§ 10 Abs. 1 und 2 sowie 11 Abs. 1, jeweils im Umfang der 

Bestimmung des § 9 Abs. 1 lit. b; 
 b) den Grundeigentümern und sonstigen dinglich Berechtigten mit Ausnahme der 

Hypothekargläubiger die §§ 14 Abs. 8, 15 und 16. 
 
… 


